
Protokollauszug
aus der

Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Stepenitztal 
vom 15.12.2020

Top 10 Empfehlung des Rechnungsprüfungsausschusses zur Anpassung 
der Bewertungsrichtlinie und der Inventurrichtlinie bzgl. der Be-
handlung von GWG

 

Frau Lenschow erläutert die vorliegende Beschlussvorlage und beantwortet die auf-
getretenen Fragen. Eine Inventur wird regelmäßig alle 3 – 5 Jahre, beim Wechsel 
des Gemeindearbeiters oder auf Anforderung in den Gemeinden durchgeführt.

 

Sachverhalt:
Der Rechnungsprüfungsausschuss hat in einer seiner vorangegangenen Sitzungen 
bereits intensiv über das Thema Inventar diskutiert und insbesondere eine Überprü-
fung der Wertgrenzen für GWG im Hinblick auf eine wirtschaftliche Haushaltsführung 
empfohlen. Diese Wertgrenze beträgt aktuell 60 -1.000 Euro netto.

Daraufhin hat die Verwaltung anhand der Buchungen der vergangenen Jahre eine 
Überprüfung vorgenommen und mit den Bürgermeistern, insbesondere der größeren 
Gemeinden, abgestimmt, ab welchem Wert die geringwertigen Vermögensge-
genstände zukünftig aufzunehmen bzw. zu bilanzieren sind. 

Gegenstände unterhalb der Wertgrenze von 400 EUR netto (aktuell 60 EUR netto) 
werden direkt als Aufwand/ laufende Auszahlung im Jahr des Zugangs gebucht. In-
nerhalb der Wertgrenze von 400- 1000 EUR netto werden die Gegenstände als In-
vestition behandelt und in das Inventar aufgenommen; mit einer Inventarnummer 
(Barcodeetikett) versehen, sowie über eine Schnittstelle in die Anlagenbuchhaltung 
gebucht.

Im Jahr der Anschaffung oder Herstellung erfolgt eine Vollabschreibung auf 1 Euro je 
Vermögensgegenstand mit anschließender In-Abgang-Stellung, im Ergebnishaushalt/ 
der Ergebnisrechnung wird die Vollabschreibung in der Kontenart 53801 ausgewiesen 
(Anschaffungskosten abzüglich 1 EUR) und ein Verlust (in Höhe von 1 EUR) aus dem 
Abgang von Gegenständen des Anlagevermögens im Konto 5651 gebucht. Im Finanz-
haushalt erfolgt eine Buchung als investive Auszahlung in der Kontenart 785.

Die Anpassung erfolgt über eine Änderung der „Richtlinie zur Bewertung des kommu-
nalen Vermögens in der Verwaltungsgemeinschaft Grevesmühlen“ und einer Ände-
rung der Inventurrichtlinie.



Die Beschlussfassung der Stadt, des Amtes und der amtsangehörigen Ge-
meinden sollte hinsichtlich der Wertgrenze und der Verfahrensweise ein-
heitlich erfolgen. 

 

Beschluss:

Die Gemeindevertretung beschließt, die Wertgrenze für die Erfassung von geringwer-
tigen Vermögensgegenständen (GWG) auf 400 bis 1.000 EUR festzusetzen. Für diese 
Vermögensgegenstände wird eine Inventarnummer (Barcodeetikett) vergeben und 
beklebt. Weiterhin stimmt die Gemeindevertretung diesbezüglich der Änderung der 
Richtlinie zur Bewertung des kommunalen Vermögens in der Verwaltungsgemein-
schaft Grevesmühlen in der Fassung vom 27.07.2012 (Bewertungsrichtlinie – Be-
wertR_GVM) und der 1. Änderung der Inventurrichtlinie für die Stadt Grevesmühlen, 
das Amt Grevesmühlen-Land und die amtsangehörigen Gemeinden in der Fassung 
vom 29.01.2007 zu und folgt somit der Empfehlung des Rechnungsprüfungsaus-
schusses. 
 

Abstimmungsergebnis: 

Gesetzl. Anzahl der Vertre-
ter:

13

- davon anwesend: 11

Ja-Stimmen: 11

Nein-Stimmen: 0

Enthaltungen: 0

           


